
Neunzehnter Titel
Von Armenanstalten, und andern milden Stiftungen
Grundsätze.
§. 1. Dem Staate kommt es zu, für die Ernährung und Verpflegung derjenigen Bürger zu
sorgen, die sich ihren Unterhalt nicht selbst verschaffen, und denselben auch von andern
Privatpersonen, welche nach besondern Gesetzen dazu verpflichtet sind, nicht erhalten
können.

§. 2. Denjenigen, welchen es nur an Mitteln und Gelegenheit, ihren und der ihrigen Unterhalt
selbst zu verdienen, ermangelt, sollen Arbeiten, die ihren Kräften und Fähigkeiten gemäß
sind, angewiesen werden.

§. 3. Diejenigen, die nur aus Trägheit, Liebe zum Müßiggange, oder andern unordentlichen
Neigungen, die Mittel, sich ihren Unterhalt selbst zu verdienen, nicht anwenden wollen, sollen
durch Zwang und Strafen zu nützlichen Arbeiten unter gehöriger Aufsicht angehalten werden.

§. 4. Fremde Bettler sollen in das Land nicht gelassen, oder darin geduldet, und wenn sie sich
gleichwohl einschleichen, sofort über die Gränze zurückgeschafft werden.

§. 5. Auch einheimischen Armen soll das Betteln nicht gestattet, sondern dieselben an den
Ort, wohin sie gehören, und wo für sie nach den Vorschriften des gegenwärtigen Titels
gesorgt werden muß, zurückgeschafft werden.

§. 6. Der Staat ist berechtigt und verpflichtet, Anstalten zu treffen, wodurch der Nahrlosigkeit
seiner Bürger vorgebeugt, und der übertriebenen Verschwendung gesteuert werde.

§. 7. Veranlassungen, wodurch ein schädlicher Müßiggang, besonders unter den niedern
Volksclassen, genährt, und der Trieb zur Arbeitsamkeit geschwächt wird, sollen im Staate
nicht geduldet werden.

§. 8. Stiftungen, welche auf die Beförderung und Begünstigung solcher schädlichen
Neigungen abzielen, ist der Staat aufzuheben, und die Einkünfte derselben zum Besten der
Armen zu verwenden berechtigt.

Wem die Versorgung der Armen obliegt.
§. 9. Privilegirte Corporationen, welche einen besondern Armenfonds haben, oder
dergleichen, ihrer Verfassung gemäß, durch Beyträge unter sich aufbringen, sind ihre
unvermögenden Mitglieder zu ernähren vorzüglich verbunden.

§. 10. Auch Stadt- und Dorfgemeinen müssen für die Ernährung ihrer verarmten Mitglieder
und Einwohner sorgen.

§. 11. In Ansehung der ausdrücklich aufgenommenen Mitglieder entsteht die Verbindlichkeit,
sobald die Aufnahme wirklich geschehen ist.

§. 12. In Ansehung andrer Einwohner hingegen, ist nur diejenige Stadt- oder Dorfgemeine zur
Ernährung eines Verarmten verpflichtet, bey welcher derselbe zu den gemeinen Lasten zuletzt
beygetragen hat.

§. 13. Nach eben den Grundsätzen (§. 9.-12.) müssen auch die Ehefrauen, Wittwen, und
unversorgte Kinder des Verarmten, von den Corporationen und Gemeinen ernährt werden.

§. 14. Die Vorsteher der Corporationen und Gemeinen sind schuldig, sich nach den Ursachen
des Verfalls ihrer Mitglieder zu erkundigen, und dieselben der Obrigkeit, zur Abhelfung, in
Zeiten anzuzeigen.

§. 15. Aller Armen und Unvermögenden, denen ihr Unterhalt auf andre Art nicht verschafft
werden kann, muß die Polizey-Obrigkeit eines jeden Ortes, ohne Unterschied des Ranges und
sonstigen Gerichtsstandes derselben, sich annehmen.



Mittel dazu.
§. 16. Arme, deren Versorgung nach obigen Grundsätzen, einzelnen Privatpersonen,
Corporationen, oder Communen nicht obliegt, oder von denselben nicht bestritten werden
kann, sollen durch Vermittelung des Staats in öffentlichen Landarmenhäusern untergebracht
werden.

§. 17. Dies gilt besonders von fremden Bettlern, wenn deren Zurückschaffung über die Gränze
(§. 4.) nicht rathsam gefunden wird, oder der Zweck, das Land von ihnen zu befreyen, dadurch
nicht erreicht werden kann.

§. 18. Die Bettler in solchen Landarmenhäusern sollen zu nützlichen Arbeiten, so weit es ihre
Gesundheit und Kräfte gestatten, angehalten werden.

§. 19. Sie bleiben in der Anstalt so lange, bis man versichert seyn kann, daß sie sowohl den
Willen, als die Gelegenheit haben, ihren Unterhalt auf eine andre erlaubte Weise, ohne fernere
Belästigung des Publikums, sich zuverschaffen(! = zu verschaffen.

§. 20. Die Strassenbetteley soll nicht geduldet werden.

§. 21. Vielmehr liegt es den Polizeybehörden jeden Orts ob, diesem Uebel mit Nachdruck zu
steuern.

§. 22. So bald die §. 16. gedachten Anstalten getroffen sind, darf niemand mehr einem
Strassenbettler Almosen geben.

§. 23. Vielmehr müssen die Strassenbettler aufgegriffen, und an diejenigen, denen nach den
Grundsätzen §. 7-16. deren Versorgung obliegt, abgeliefert werden.

§. 24. Die Ablieferung geschieht auf Kosten desjenigen, welcher für den Bettler sorgen muß.

§. 25. Die Mittel zur Unterhaltung der Armen sollen, so viel als möglich, aus den Zinsen der
dazu bereits vorhandenen Capitalien und Stiftungen genommen werden.

§. 26. Auch hat es bey dem zu solchem Ende theils schon angeordneten, theils nach
Bewandniß der Umstände, unter Erlaubniß des Staats, besonders zu veranstaltenden Kirchen-
und Haus-Collekten sein Bewenden.

§. 27. Bey der Unzulänglichkeit dieser Beyträge, sind die Communen, unter Genehmigung des
Staats, den Luxus, die Ostentation, und die öffentlichen Belustigungen ihrer wohlhabenden
Einwohner, mit gemäßigten Taxen zu belegen berechtigt.

§. 28. Alle Strafgelder, welchen nicht in den ergangenen Strafgesetzen selbst besondere
Bestimmungen angewiesen sind, sollen zur Verpflegung der Armen angewendet werden.

§. 29. Zur Unterhaltung der öffentlichen Landarmenhäuser ist vorzüglich der Ertrag der
Arbeiten der darinn aufgenommenen Personen bestimmt.

§. 30. Bey dessen Unzulänglichkeit kann der Staat von allen denjenigen, welche von der
Abstellung der Strassenbetteley Vortheil ziehn, verhältnißmäßige Beyträge fordern.

§. 31. Die nähern Bestimmungen sowohl hierüber, als wegen der Einrichtung solcher
Landarmenhäuser überhaupt, bleiben den besondern für jede Provinz abzufassenden
Reglements vorbehalten.

Von öffentlichen Armenanstalten:
Verhältniß des Staats gegen dieselben.
§. 32. Armenhäuser, Hospitäler, Waisen- und Findel-, Werk- und Arbeitshäuser, stehen unter
dem besondern Schutze des Staats.

§. 33. Werden dergleichen Anstalten von neuem errichtet: so muß das Vorhaben dem Staate
zur Prüfung der Grundsätze ihrer Verfassung, angezeigt werden.



§. 34. Doch sollen diejenigen Behörden, denen diese Prüfung nach den verschiedenen
Verfassungen in den Provinzen obliegt, nur in Fällen, wo die Ausführung der Verordnungen
des Stifters unmöglich oder gar schädlich seyn würde, dieselben zu verwerfen berechtigt seyn.

§. 35. Außerdem kann jeder Stifter die innere Einrichtung solcher Anstalten, die Aufsicht über
dieselben, die Bestellung der Verwalter, die Revision und Abnahme der Rechnungen, nach
Gutfinden anordnen.

§. 36. So weit der Stifter nichts verordnet hat, gebühren alle diese Befugnisse dem Staate.

§. 37. Auch solche Anstalten, denen in der Stiftungsurkunde, oder sonst, eigne Aufseher
vorgesetzt sind, bleiben dennoch der Oberaufsicht des Staats unterworfen.

§. 38. Diese Oberaufsicht schränkt sich aber nur darauf ein, daß nach den vom Staate
ausdrücklich oder stillschweigend genehmigten Verordnungen des Stifters verfahren werde,
und nichts einschleiche, was dem allgemeinen Endzwecke solcher Stiftungen zuwider sey.

§. 39. Der Staat ist also berechtigt, Visitationen bey dergleichen Anstalten zu veranlassen, und
die vorgefundenen Mißbräuche und Mängel, obigen Grundsätzen (§. 38.) gemäß, zu
verbessern.

§. 40. Ueberhaupt muß der Staat darauf sehen, daß die Einkünfte der Armen- und andrer
Versorgungsanstalten, zweck- und vorschriftsmäßig verwendet werden.

§. 41. Wird wegen veränderter Umstände die in der Stiftungsurkunde
vorgeschriebeneVerwendungsart unmöglich, oder gar schädlich: so muß der Staat die Güter
und Einkünfte einer solchen Anstalt zu einem andern, der wahrscheinlichen Absicht des
Stifters so viel als möglich gemäßen Gebrauche widmen.

Aeußere Rechte solcher Anstalten.
§. 42. Die vom Staate ausdrücklich oder stillschweigend genehmigten Armen- und andere
Versorgungsanstalten, haben die Rechte moralischer Personen.

§. 43. Ihr Vermögen hat die Rechte der Kirchengüter. Tit. XI. Abschn. IV.

§. 44. Dagegen sind sie bey den Geschenken und Vermächtnissen solchen Einschränkungen,
wie die geistlichen Anstalten, nicht unterworfen.

§. 45. Durch dergleichen Vermächtnisse kann jedoch denjenigen, welchen ein Pflichttheil
gebühret, derselbe nicht entzogen oder geschmälert werden.

§. 46. Würden durch ein solches Vermächtniß Personen, welchen der Erblasser Alimente zu
geben nach den Gesetzen verpflichtet ist, wegen Unzulänglichkeit des übrigen Nachlasses
daran Abbruch erleiden: so sollen die Einkünfte des Vermächtnisses, so weit dieselben dazu
hinreichend und erforderlich sind, zur Ergänzung des solchen Personen zukommenden
Unterhalts verwendet werden.

§. 47. Sobald aber die Befugniß derselben, Alimente von dem Erblasser zu fordern, aus irgend
einem rechtlichen Grunde sich erledigt, sobald tritt auch die Armenanstalt in den vollen
Genuß der ihr bestimmten Zuwendung.

§. 48. Was vorstehend §. 45. 46. 47. von Vermächtnissen vorgeschrieben ist, gilt auch von
Schenkungen unter Lebendigen, oder von Todeswegen, in so fern überhaupt, wegen
verkürzten Pflichttheils, oder geschmälerter Alimente, Schenkungen widerrufen werden
können. (Th. I. Tit. XI. §. 1113-1122.)

§. 49. Unvermögenden Verwandten derjenigen, welche milde Stiftungen errichtet haben,
kommt auf den Genuß derselben ein vorzügliches Recht zu.

Successionsrecht in den Nachlaß der von ihnen verpflegten Personen,
§. 50. Auf den eigentümlichen freyen Nachlaß solcher Personen, die in eine öffentliche



Anstalt zur unentgeltlichen Verpflegung aufgenommen worden, und in dieser Verpflegung
gestorben sind, hat die Anstalt ein gesetzliches Erbrecht.

§. 51. Dies Erbrecht erstreckt sich auf den ganzen Nachlaß, wenn die aufgenommene Person
nur Verwandten in aufsteigender, oder in der Seitenlinie, oder einen Ehemann verläßt.

§. 52. Hat sie aber eheliche Nachkommen oder eine Ehefrau: so verbleibt denenselben ihr
Pflichttheil.

§. 53. Auch geht die Ehefrau in Ansehung desjenigen, was sie nach ihren Ehepacten zu
fordern hat, der Armenanstalt vor.

§. 54. Auch die §. 52. benannten Personen verlieren den Pflicht- oder vertragsmäßigen
Erbtheil zum Besten der Anstalt, wenn sie, bey hinlänglichem Vermögen, ihren hülflosen
Aeltern, oder dem Ehemanne, die gesuchte Unterstützung versagt haben.

§. 55. Hat die aufgenommene Person die Anstalt vor ihrem Tode freywillig wieder verlassen:
so kann diese die auf sie verwendeten Kosten aus ihrem Vermögen, oder Nachlasse, als eine
Schuld zurückfordern.

§. 56. Wenn aber Kinder, die in einem Waysenhause erzogen worden, nachdem sie aus
demselben herausgekommen sind, und entweder auf ein Handwerk gethan, oder ihnen andere
Gelegenheit zu ihren weitern Fortkommen angewiesen worden, vor zurückgelegtem Vier und
zwanzigsten Jahre verstorben sind: so verbleibt dem Waysenhause, des erfolgten Austritts
ungeachtet, sein Erbrecht.

§. 57. Doch erstreckt sich in diesem Falle das Erbrecht nur auf dasjenige Vermögen, welches
ein solches Kind mit in das Waysenhaus gebracht hat, oder welches ihm, während seiner
Verpflegung durch dasselbe, noch vor seinem Austritte zugefallen ist.

§. 58. Hat eine im Waysenhause erzogene Frauensperson sich verheirathet: so fällt, wenn auch
dieselbe vor erlangter Volljährigkeit verstorben wäre, das Erbrecht des Waysenhauses ganz
hinweg.

§. 59. In keinem Falle darf die Armencasse, wenn ihr auch nach obigen Vorschriften (§. 50.
sqq.) ein wirkliches Erbrecht zukommt, sich des Nachlasses eigenmächtig anmaßen; sondern
sie muß vielmehr, bey eintretendem Falle, dies ihr Erbrecht dem Richter gehörig anzeigen,
und von diesem den Zuschlag der Verlassenschaft erwarten.

§. 60. Das einer Anstalt nach diesen Vorschriften zustehende Erbrecht, muß jedem, welcher
darin aufgenommen werden soll, bekannt gemacht; und daß dieses geschehen, in einem von
ihm mit zu unterzeichnenden Protocolle bemerkt werden.

§. 61. Ist der Aufzunehmende seines Verstandes nicht mächtig; oder in der Befugniß über sein
Vermögen zu verfügen eingeschränkt: so muß die Bekanntmachung den Aeltern, oder wenn er
keine Aeltern mehr hat, den nächsten Verwandten, und den Vormündern geschehen; auch im
letzten Falle die obervormundschaftliche Genehmigung beygebracht werden.

§. 62. Erklärt auf diese Bekanntmachung jemand unter den Verwandten, daß er für die
Verpflegung des Aufzunehmenden selbst sorgen wolle: so muß ihm dieses gestattet werden;
und er erhält sich dadurch das ihm zukommende gesetzliche Erbrecht.

§. 63. Doch muß er alsdann dem Hülfsbedürftigen wenigstens eine gleich gute Verpflegung,
als derselbe in der öffentlichen Anstalt gefunden hätte, gewähren.

§. 64. Ist der Aufzunehmende seinen Willen zu erklären fähig; und er zieht die Versorgung in
der Anstalt derjenigen, welche ihm von seinen Verwandten angeboten wird, vor: so hat es
dabey lediglich sein Bewenden.

§. 65. Ist die Bekanntmachung nicht gehörig erfolgt: so kann die Anstalt bloß die Vergütung
der für den Aufgenommenen verwendeten Kosten, als eine Schuld, aus dessen Nachlasse



fordern.

§. 66. Die Anstalt kann jedoch nur die für den Aufgenommenen zu Kleidung, Medicin, und
sonst gemachten baaren Auslagen, und für den genossenen Unterhalt ein Kostgeld, welches
allenfalls nach pflichtmäßigem Ermessen der Sachverständigen richterlich zu bestimmen ist,
fordern.

§. 67. Wenn jemand nicht in die Anstalt selbst zur Verpflegung aufgenommen, sondern ihm
nur Beyträge daraus zu seinem Unterhalte bis zu seinem Ableben, gereicht worden: so kann
nur der Ersatz dieser Beyträge aus seinem Nachlasse, so weit derselbe dazu hinreicht,
gefordert werden.

§. 68. Hat jemand aus mehrern Anstalten nach §. 67. Unterstützung genossen; und ist sein
Nachlaß zu ihrer aller Befriedigung nicht hinreichend: so theilen sich die mehrern Anstalten in
das Vorhandene, nach Verhältniß ihrer Forderungen.

§. 69. Hat sich jemand in die Anstalt eingekauft: so gebührt dieser auf seinen Nachlaß kein
weiterer Anspruch.

§. 70. Die bloße Erlegung eines Eintrittsgeldes, welches mit der zu verwendenden
Verpflegung in keinem Verhältnisse steht, schließt das Erbrecht der Anstalt nicht aus.

§. 71. Hat der Aufgenommene sich mit der Anstalt, wegen des derselben auf seinen Nachlaß
zukommenden Erbrechtes, auf eine gewisse Summe verglichen: so hat es dabey lediglich sein
Bewenden; selbst in dem Falle, wenn das Vermögen des Aufgenommenen erst in der Folge
einen Zuwachs erhält.

§. 72. Werk- und Arbeitshäuser, in welchen die Aufgenommenen nur in so fern Unterhalt
genießen, als sie sich denselben durch ihre Arbeit verdienen, haben auf den Nachlaß derselben
kein Erbrecht.

§. 73. Hingegen wird durch Arbeiten, wozu ein Aufgenommener überhaupt in jeder
Armenanstalt nach §. 87. 88. schuldig ist, oder wofür er besondre Vergütung erhalten hat, das
Erbrecht der Anstalt nicht ausgeschlossen.

§. 74. Anstalten, die bloß zur Heilung der Kranken bestimmt sind, haben, wenn gleich der
Aufgenommene daselbst verstorben ist, dennoch auf seinen Nachlaß kein Erbrecht; sondern
können bloß den Ersatz der auf ihn verwendeten Kosten nach §. 66. fordern.

§. 75. In Fällen, wo den Armen- und andern Versorgungsanstalten auf einen Nachlaß ein
gesetzliches Erbrecht beygelegt ist, kann ihnen dasselbe, durch Verfügung auf den Todesfall,
weder entzogen, noch geschmälert werden.

Innere Verfassung solcher Anstalten.
§. 76. Die innere Einrichtung und Verfassung einer jeden öffentlichen Armen- oder andern
Versorgungsanstalt, ist durch die für selbige von dem Staate vorgeschriebene oder genehmigte
Ordnung und Instruction bestimmt.

§. 77. Kirchen und Capellen, welche für dergleichen Anstalten besonders errichtet sind,
stehen, gleich andern, unter der Aufsicht der geistlichen Obern der Diöces, oder des Districts.

§. 78. Auf die in der Anstalt lebenden Personen und Officianten gebühren dergleichen
Kirchen und Capellen wirkliche Parochialrechte.

§. 79. Auf diejenigen aber, welche außerhalb der Anstalt leben, können sie sich solcher Rechte
nicht anmaßen.

Vorsteher und Verwalter.
§. 80. Die Vorsteher und Verwalter solcher Anstalten sind als Diener des Staats anzusehen.

§. 81. Bey Verwaltung der der Anstalt zugehörenden Gelder und Gefälle, finden eben die



Vorschriften, und gleiche Vertretung, wie bey Königlichen Cassen, statt.

§. 82. Doch kommt der Anstalt in dem Vermögen ihrer Verwalter nicht das Vorrecht der
Zweyten Classe, wie bey Königlichen Cassen, sondern nur das der vierten Classe zu.

§. 83. Uebrigens müssen dergleichen Vorsteher und Administratoren, bey Führung ihres
Amtes, hauptsächlich nach der Stiftungsurkunde, und ihren besondern Instructionen;
demnächst aber nach den den Vormündern ertheilten gesetzlichen Vorschriften sich achten.

Aufgenommene Personen.
§. 84. Personen, welche in Armen- und andere öffentliche Verpflegungsanstalten
aufgenommen worden, können sich der darin eingeführten Zucht und Ordnung unter keinerley
Vorwande entziehen.

§. 85. Unruhige und Widerspenstige müssen von denAufsehern, nöthigenfalls durch dienliche
Zwangsmittel, in Ordnung gehalten, oder bewandten Umständen nach aus der Anstalt
fortgeschafft werden.

§. 86. Die Strafen müssen aber die Gränzen einer bloßen Züchtigung nicht überschreiten; und
die Fortschaffung darf niemals ohne Vorwissen und Genehmigung der Obrigkeit geschehen.

§. 87. Unentgeltlich Aufgenommene sind der Anstalt zu häuslichen Diensten, so weit es ihre
Kräfte und Gesundheitsumstände zulassen, verpflichtet.

§. 88. In gleichem Maaße können auch andre Arbeiten, die bloß zum Verbrauche in der
Anstalt bestimmt sind, so weit sie Fähigkeiten und Kräfte dazu besitzen, von ihnen gefordert
werden.

§. 89. Uebrigens werden die den aufgenommenen, vermöge ihres Standes oder sonstigen
Verhältnisse, zukommenden Rechte und Pflichten, durch die Aufnahme in dergleichen Anstalt
nicht verändert.


